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~-~---------------~ zum Bebauungsplan 57 ·~ Tornciweg 

1. Gründe zur Aufstellung' des Bebauungsplanes 
----~-------------------~--------------~-----Der BE;bauungsplan soll in den Grenzen seines Geltungsbereichs die 
bauliche Entwicklung ordnen, die bauliche Au~nutzbarkeit der Grund­
stücke nach Art und Maß rechtsverbindlich festlegen und die erfor­
derlichen Verkehrsflüchen und Grünflächen ausHcisen. 

2. Gcsetilichc Grundlagen des Bebauungsplanes 
------------------~--------------------------Nach der 6. Verordnung zur Durchführung des Bundesbaugesetzes (BBauG) 
vom 11~.6.1961 gilt der durch Erlaß des Ministers für Arbeit, Sozi­
ales und Vertriebene des Landes Scllleswig-Holstein vom 9.12.1952 ge~ 
nehmigte Aufbauplan gemüß § 173 BBauG vom 23.6.1960 als Flächen­
nutzungsplan weiter-? Die ·dem Bebauungsplan zugrunde liegende städte­
bauliche Absicht führt zu· einer Änderung des li~Hi.chennutzungsplanes. 

~!-~~2fi~f~9bQ_Qr~~g!!SQ~~~~~-~~~!B~~S~E!!~~~ 
Als Kartengrundlage für den gegenwärtigen-rechtlichen und topo­
graphischen Nach\...-eis del' Grundstücke dienten. Abzeichnungen der 
Katasterkartc. · 

l~.; Beteilip..tc Eip:entümer 
----~-~---~----~--------
Die Eigcntün:er der im räumlichen Geltungsbereich des Bebauungsplanes 
liegenden Grundstücl<;e t'lurden nach dem Liegenschaftskntaster und dem 
Grundtuch festgestellt. Die Eigentumsgrenzen sind in starker 
schwarzer Strichführung dargestellt. 

2·2. J?9s!~~2r9D~~g~ _ ~!:g.:. §2~~~ !e;s: -~~§~ef!YE2~ 
.Die Bereitstellung des für die geplanten Erschließungsrnaßnahmen. 
sowie für eine Nutzung zu öffentlichen ZHeckcno.usgcuicsenen, 
in Privathand befindlichen GeHindes soll möglichst <;lurcll freihändi­
gen Erwerb herbeigefUhrt werden. Andernfalls kanh .die Enteignung 
gemäß der §§ 85 ff'. des Bundesbaugesetzes . durchgeführt \'!erden" 
Gemäß §§ 80 ff. des Bundesbaugesetzes können auch Grenzregelungen 
vorgenommen NOrden. - · · . 
Soweit zur Erschließung des Geländes Flächen aus Erbbaugrundstückcn. 
als Straßengelände in Anspruch genommen werden, haben die Erbbau­
berechtigten eine Beschränkung ihres Rechtes hinzune~nen. Falls eine 
Einigung zt<Iischen' der· Eigentümel~in der Grundstücl<e, der Hansestadt 
Lübcck, und· den Erbbaubörcchtigten nicht erreicht l'lird, kann das 
Erbbaurecht insm;;ci t auf> Grund der §§ 85 ff • des Bundesbaugesetzes 
enteignet werden. . · . 
Welche Maßnahmen im einzelnen angeordnet werden können, ergibt sich 
aus dem EigentUmerverzeichnis. Die Liegenschaftsverwaltung der 
Hansestadt Lübecl-c ist ermächtigt,. die hodeno:r'dnenden und sonstigen 
Maßnahmen einzuleiten bzw~ anzuordnen. 

Lübcck, den 2. Oktober 1964 
Az.: 61. - Gc./Rc. -
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